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Verbändeanhörung zum Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung 

der Natürlichen Infrastruktur und zur Fortentwicklung der 

naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung (NatInfG) 

 

Übergreifender Zusatz zur Freiwilligkeit und Wirtschaftlichkeit 

Der Nationale Wiederherstellungsplan betont ausdrücklich, dass Maßnahmen keine 
unmittelbaren Verpflichtungen für private Landnutzende begründen, auf Freiwilligkeit 
und Kooperation setzen und unter Finanzierungsvorbehalt stehen. Gleichzeitig sollen 
bis 2030 flächenwirksame Wiederherstellungsmaßnahmen auf rund 20 Prozent der 
Landfläche erfolgen. 

Genau hier liegt der zentrale Widerspruch: Der NWP verspricht Freiwilligkeit, 
während das NatInfG neue rechtliche Hebel schafft, um Naturschutzmaßnahmen zu 
priorisieren, Flächenkulissen zu definieren, Kompensation zu lenken und 
Wiedervernässung sowie natürliche Infrastruktur aufzuwerten. 

Für landwirtschaftliche Betriebe kann dies wirtschaftlich gravierend sein: 

• Verlust produktiver Fläche, 
• steigende Pacht- und Kaufpreise, 
• geringere Beleihungswerte bei belasteten Flächen, 
• Einschränkungen bei Bewirtschaftung und Investitionen, 
• höhere Bürokratie- und Kontrollkosten, 
• geringere Flexibilität bei Fruchtfolge, Wasserhaltung und Betriebsentwicklung, 
• Wertverlust bei Eigentumsflächen, 

• unsichere Hofnachfolge und erschwerte Kreditfinanzierung. 

Aus Sicht der Landwirtschaft darf das NatInfG daher nicht ohne klare Schutzklauseln 
für Freiwilligkeit, Eigentum, wirtschaftlichen Ausgleich und produktionsintegrierte 
Maßnahmen umgesetzt werden. 

 

1. Allgemeine Anmerkungen: 

Der Referentenentwurf wird aus Sicht der Landwirtschaft kritisch bewertet. Er schafft 
zusätzliche naturschutzrechtliche Instrumente, erhöht den Zugriff auf Flächen und 
verschiebt die Abwägung zulasten landwirtschaftlicher Nutzung. Besonders 
problematisch ist, dass der Entwurf keine belastbare Folgenabschätzung für 
landwirtschaftliche Betriebe, Bodenmarkt, Pachtpreise und Flächenverfügbarkeit 
enthält, obwohl neue Regelungen zu natürlicher Infrastruktur, Kompensation, 
Biotopverbund und Naturgutschriften erhebliche Flächenwirkungen entfalten können. 
Der Entwurf geht vielmehr davon aus, dass keine relevanten Auswirkungen auf 
Preise und Wirtschaft zu erwarten seien; der Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 
wird jedoch noch nicht beziffert.  
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Aus Sicht der Landwirtschaft ist das nicht tragfähig. Landwirtschaftliche Nutzflächen 
sind eine begrenzte Ressource und stehen bereits heute unter massivem Druck durch 
Energiewende, Infrastruktur, Siedlung, Moorbodenschutz, Wasserwirtschaft, 
Kompensation und Naturschutz. Das NatInfG würde diesen Druck weiter erhöhen. 
Erforderlich ist daher vor Abschluss des Gesetzgebungsverfahrens eine 

sektorübergreifende Flächenbedarfs- und Gesetzesfolgenabschätzung. 

 

2. Anmerkungen zu § 1 BNatSchG-E: 

Die Einführung eines „überragenden öffentlichen Interesses“ für ausgewählte 

Naturschutzbelange wird ausdrücklich abgelehnt. Der Schutz bestimmter Gebiete und 

die Wiedervernässung von Moorböden würden dadurch in Planungs-, Genehmigungs- 

und Abwägungsverfahren erheblich aufgewertet. 

Damit entsteht eine deutliche Schieflage: Ernährungssicherung, Erhalt produktiver 

Böden und landwirtschaftliche Produktion werden nicht in gleicher Weise als 

überragendes öffentliches Interesse anerkannt. Für landwirtschaftliche Betriebe 

bedeutet dies ein erhöhtes Risiko, dass ihre Nutzungsinteressen künftig gegenüber 

Naturschutzmaßnahmen zurücktreten müssen. 

Besonders kritisch ist die Moorwiedervernässung. Diese kann bestehende 

Bewirtschaftungssysteme vollständig verändern, Acker- und Grünlandnutzung 

einschränken, Drainage- und Wasserhaltungsfragen betreffen und betriebliche 

Investitionen entwerten. Ohne Freiwilligkeit, vollständigen wirtschaftlichen Ausgleich 

und dauerhafte Perspektiven für nasse Nutzungssysteme ist dies für Betriebe nicht 

tragbar. 

 

3. Anmerkungen zu § 2 BNatSchG-E: 

Eine stärkere Verpflichtung öffentlicher Stellen zur Umsetzung naturschutzfachlicher 

Ziele darf nicht dazu führen, dass landwirtschaftliche Nutzflächen frühzeitig in 

Planungen als Suchräume für Naturschutzmaßnahmen festgelegt werden. Sonst 

entstehen faktische Vorwirkungen, bevor Eigentümer und Bewirtschafter beteiligt 

wurden. 

Für Betriebe bedeutet dies Unsicherheit bei Investitionen, Pachtverlängerungen, 

Stallbau, Bewässerung, Drainage, Wegebau oder Flächentausch. Öffentliche Planung 

darf nicht dazu führen, dass landwirtschaftliche Flächen stillschweigend als 

Reservefläche für Naturschutz, Kompensation oder Wiederherstellung behandelt 

werden. 

 

4. Anmerkungen zu § 9 BNatSchG-E: 

Die Landschaftsplanung darf nicht zu einem Instrument werden, mit dem 

landwirtschaftliche Nutzungen faktisch vorgeprägt oder eingeschränkt werden. Wenn 
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Flächen über Landschaftsplanung als Bestandteil natürlicher Infrastruktur, 

Biotopverbund oder Wiederherstellungskulisse dargestellt werden, kann dies 

erhebliche Auswirkungen auf spätere Genehmigungen, Förderkulissen und 

Bodenwerte haben. 

Für Landwirte besteht die Gefahr, dass Flächen zwar formal weiter nutzbar bleiben, 

praktisch aber mit einem naturschutzfachlichen Makel versehen werden. Das kann 

Investitionen hemmen, Kauf- und Pachtpreise beeinflussen und die 

Beleihungsfähigkeit von Flächen verschlechtern. 

 

5. Anmerkungen zu § 14 BNatSchG-E: 

Änderungen im Bereich der Eingriffsregelung sind aus landwirtschaftlicher Sicht 

besonders flächenrelevant. Werden Kompensationsmaßnahmen erleichtert und 

stärker gebündelt, steigt die Nachfrage nach geeigneten Flächen. In der Praxis sind 

dies häufig landwirtschaftliche Nutzflächen, weil sie verfügbar, zusammenhängend 

und vergleichsweise leicht umzugestalten sind. 

Das verschärft die Konkurrenz auf dem Bodenmarkt. Für Landwirtschaftsbetriebe 

bedeutet das steigende Kauf- und Pachtpreise, Verlust von Produktionsfläche und 

geringere Entwicklungsmöglichkeiten. Besonders kritisch ist, wenn hochwertige 

Ackerflächen dauerhaft in Kompensationsflächen überführt werden. 

Produktionsintegrierte Kompensation muss deshalb Vorrang vor Flächenentzug 

haben. 

Die vorgesehene Erleichterung für Agroforstsysteme wird grundsätzlich begrüßt. 

Nicht nachvollziehbar ist jedoch, dass diese ausschließlich außerhalb bestimmter 

Schutzkulissen gilt. Gerade in Schutzgebieten können standortangepasste 

Agroforstsysteme einen Beitrag zu Biodiversität, Klimaanpassung und Bodenschutz 

leisten. Es sollte daher geprüft werden, ob die Privilegierung auch innerhalb von 

Schutzgebieten ermöglicht werden kann, sofern die jeweiligen Schutzziele nicht 

beeinträchtigt werden. 

Die vorgesehene Privilegierung der Beseitigung von Agroforstsystemen sollte auch 

für bereits vor Inkrafttreten des Gesetzes angelegte Agroforstsysteme gelten. Die 

Beschränkung auf künftig angelegte Systeme führt zu einer sachlich nicht 

nachvollziehbaren Ungleichbehandlung und schafft Rechtsunsicherheit für Betriebe, 

die bereits frühzeitig in Agroforst investiert haben. 

 

6. Anmerkungen zu § 15 BNatSchG-E: 

Die geplanten Änderungen zu Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen erhöhen den Druck 

auf landwirtschaftliche Flächen. Der Entwurf sieht unter anderem Anreize für 

bevorratete Kompensationsmaßnahmen sowie einen Malus bei Eingriffen in Flächen 

der natürlichen Infrastruktur vor. 
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Das kann dazu führen, dass Projektträger verstärkt auf bereits gesicherte 

Maßnahmenpools zurückgreifen. Solche Pools entstehen häufig zulasten 

landwirtschaftlicher Nutzflächen. Für Betriebe bedeutet dies dauerhafte 

Flächenbindung, sinkende Flexibilität und höhere Konkurrenz um verbleibende 

Flächen. 

Kritisch ist auch, dass Kompensationsmaßnahmen in der Regel für die Dauer der 

vorhabenbezogenen Wirkungen rechtlich zu sichern sind. In der Praxis kann dies 

jahrzehntelange oder dauerhafte Nutzungseinschränkungen bedeuten. Ohne 

angemessene Entschädigung und freiwillige Vereinbarung ist dies nicht akzeptabel. 

 

7. Anmerkungen zu § 15a BNatSchG-E: 

Die Verwendung von Ersatzzahlungen darf nicht zu zusätzlichem Flächendruck auf 

die Landwirtschaft führen. Schon nach geltendem Recht sind Ersatzzahlungen 

zweckgebunden für Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege zu 

verwenden. 

Wenn diese Mittel künftig stärker strategisch für natürliche Infrastruktur, 

Biotopverbund oder Wiederherstellung eingesetzt werden, besteht die Gefahr, dass 

staatlich finanzierte Naturschutzmaßnahmen zusätzlich in den Bodenmarkt 

eingreifen. Landwirtschaftliche Betriebe konkurrieren dann nicht nur mit Investoren 

und Infrastrukturträgern, sondern auch mit durch Ersatzzahlungen finanzierten 

Flächenkäufen oder langfristigen Bindungen. 

Ersatzzahlungen sollten daher vorrangig für freiwillige, produktionsintegrierte 

Maßnahmen mit aktiven Bewirtschaftern eingesetzt werden. 

 

8. Anmerkungen zu § 15b BNatSchG-E: 

Die Übertragung der Verantwortung für Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen darf nicht 

dazu führen, dass Risiken auf Bewirtschafter abgewälzt werden. Landwirtschaftliche 

Betriebe dürfen nicht für Zielerreichung, Pflege, Monitoring oder dauerhafte 

Funktionssicherung haften, wenn sie lediglich Flächen bereitstellen oder Maßnahmen 

bewirtschaften. 

Erforderlich sind klare Regelungen zu Verantwortung, Haftung, Vergütung, Laufzeit 

und Kündigung. Andernfalls drohen langfristige wirtschaftliche Risiken, die in keinem 

Verhältnis zu den möglichen Einnahmen aus Vertragsnaturschutz oder 

Kompensationsbewirtschaftung stehen. 

 

9. Anmerkungen zu § 16a BNatSchG-E: 

Naturgutschriften werden sehr kritisch gesehen. Der Entwurf führt damit ein neues 

marktbasiertes Instrument ein. In der Praxis kann daraus ein zusätzlicher Markt für 
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ökologische Flächenwerte entstehen. Das Risiko: Finanzstarke Akteure sichern sich 

landwirtschaftliche Flächen, um Naturgutschriften zu generieren oder zu handeln. 

Für den Bodenmarkt wäre das brandgefährlich. Kauf- und Pachtpreise könnten weiter 

steigen, landwirtschaftliche Betriebe würden beim Flächenerwerb zusätzlich 

verdrängt. Auch die langfristige Bindung von Flächen für Naturgutschriften kann 

produktive Nutzung dauerhaft ausschließen. 

Unklar sind zudem Zusätzlichkeit, Bewertung, Dauerhaftigkeit, Kontrolle und 

Doppelanrechnung. Ohne klare gesetzliche Leitplanken drohen Spekulation, 

Rechtsunsicherheit und ein weiterer Verlust landwirtschaftlicher Nutzfläche. 

 

10. Anmerkungen zu § 20 BNatSchG-E: 

Die vorgesehene Ausweitung des Biotopverbunds auf mindestens 15 Prozent der 

Fläche eines jeden Landes bis Ende 2030 ist aus landwirtschaftlicher Sicht erheblich. 

In einem Flächenland wie Brandenburg betrifft dies zwangsläufig auch 

landwirtschaftlich genutzte Flächen. Biotopverbund darf nicht bedeuten, dass Acker- 

und Grünlandflächen großräumig mit Nutzungseinschränkungen belegt werden. 

Besonders kritisch sind Vernetzungskorridore, Pufferflächen und Trittsteinbiotope, 

wenn sie in produktive Bewirtschaftungseinheiten eingreifen. 

Maßnahmen des Biotopverbunds müssen freiwillig, betrieblich integrierbar und 

vollständig vergütet sein. 

 

11. Anmerkungen zu § 20a BNatSchG-E: 

Der neue Begriff der „Natürlichen Infrastruktur“ ist sehr weit gefasst. Zur Kulisse 

zählen unter anderem Schutzgebiete, gesetzlich geschützte Biotope, Moorböden, 

Auen, Biotopverbundbestandteile, Vorkommensgebiete gefährdeter Arten, 

Lebensraumachsen, Korridore und Gewässer mit Uferzonen. 

Damit können erhebliche Teile landwirtschaftlicher Nutzflächen in eine 

naturschutzfachliche Kulisse geraten. Auch wenn der Entwurf erklärt, dass keine 

weiteren Rechtsfolgen an die Kulisse geknüpft seien, ist das praktisch wenig 

beruhigend. Bereits die fachliche Darstellung kann Auswirkungen auf Planung, 

Genehmigung, Bodenwert, Pachtverträge und Investitionsentscheidungen haben. 

Kritisch ist außerdem, dass Flächen der natürlichen Infrastruktur als besonders 

geeignet für Kompensation, Fördermittel und Mehrfachzielerfüllung dargestellt 

werden. Damit werden landwirtschaftliche Flächen innerhalb dieser Kulisse faktisch 

zu bevorzugten Suchräumen für Naturschutzmaßnahmen. Das widerspricht dem 

Anspruch der Freiwilligkeit. 
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12. Anmerkungen zu § 21 BNatSchG-E: 

Die geplante stärkere Sicherung des Biotopverbunds kann erhebliche Auswirkungen 

auf Betriebe haben. Der Entwurf sieht vor, Kernflächen vollständig sowie 

Verbindungsflächen und Verbindungselemente überwiegend rechtlich zu sichern; 

auch Raumordnung und andere Sicherungsformen werden genannt. 

Das kann zu dauerhaften Nutzungsbeschränkungen führen. Besonders problematisch 

sind Lebensraumachsen, Engstellen und zerschnittene Landschaftsräume, wenn diese 

über landwirtschaftliche Flächen verlaufen. Für Betriebe kann dies 

Bewirtschaftungseinheiten zerschneiden, Pflegeauflagen auslösen, Pflanzenschutz, 

Düngung, Mahdtermine oder Wasserregulierung einschränken und zusätzliche 

Bürokratie verursachen. 

Eine Sicherung darf deshalb nur auf freiwilliger Grundlage und gegen vollständigen 

wirtschaftlichen Ausgleich erfolgen. 

 

13. Anmerkungen zu § 40 BNatSchG-E: 

Die vorgesehenen Erleichterungen beim Einsatz nicht gebietseigener Gehölze oder 

Saatgüter im Rahmen von Kompensationsmaßnahmen zeigen, dass die praktische 

Umsetzung naturschutzfachlicher Anforderungen bereits heute an Grenzen stößt. Der 

Entwurf begründet dies mit fehlenden Zertifizierungen, fehlenden Erntebeständen 

und erfolglosen Vergabeverfahren. 

Aus landwirtschaftlicher Sicht darf diese Vereinfachung nicht dazu führen, dass 

Kompensationsmaßnahmen schneller und großflächiger auf landwirtschaftlichen 

Flächen umgesetzt werden, während Bewirtschafter weiterhin mit strengen Vorgaben 

leben müssen. Wenn Standards aus Praktikabilitätsgründen gelockert werden, muss 

dies auch für landwirtschaftliche Betriebe gelten, etwa bei Pflege-, Saatgut-, 

Nutzungstermin- und Bewirtschaftungsauflagen. 

 

14. Anmerkungen zu § 54 BNatSchG-E: 

Verordnungsermächtigungen werden kritisch gesehen, wenn wesentliche Fragen 

später ohne ausreichende parlamentarische und berufsständische Beteiligung 

geregelt werden. Gerade bei Naturgutschriften, Kompensation, Biotopverbund und 

natürlicher Infrastruktur können nachgelagerte Regelungen massive Auswirkungen 

auf landwirtschaftliche Nutzflächen haben. 

Die Landwirtschaft muss frühzeitig und verbindlich beteiligt werden. Wesentliche 

Fragen zu Flächenkulissen, Bewertung, Dauer der Bindung, Entschädigung, 

Pflegepflichten und Kontrolle gehören ins Gesetz, nicht allein in spätere 

Verordnungen. 
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15. Anmerkungen zu § 56a BNatSchG-E: 

Auch wenn § 56a den Meeresnaturschutz betrifft, ist kritisch zu prüfen, ob 

Kompensationslogiken oder Finanzierungsmechanismen mittelbar Auswirkungen auf 

landwirtschaftliche Flächen an Land haben. Der Entwurf darf nicht dazu führen, dass 

terrestrische Flächen zusätzlich für Ausgleichs-, Ersatz- oder 

Naturgutschriftenmechanismen herangezogen werden. 

Aus Sicht der Landwirtschaft ist sicherzustellen, dass keine Verlagerung von 

Kompensationsdruck auf landwirtschaftliche Nutzflächen erfolgt. 

16. Anmerkungen zu § 67 BNatSchG-E: 

Befreiungsmöglichkeiten müssen erhalten und praxistauglich bleiben. 

Landwirtschaftliche Betriebe sind auf flexible Lösungen angewiesen, wenn 

naturschutzrechtliche Vorgaben im Einzelfall zu unzumutbaren Belastungen führen. 

Dies betrifft insbesondere Bewirtschaftungsfristen, Wasserhaltung, Grünlandnutzung, 

Moorstandorte, Pflegeauflagen, Pflanzenschutz, Düngung und notwendige 

betriebliche Investitionen. Wenn gleichzeitig neue Kulissen, Sicherungen und 

Vorrangstellungen geschaffen werden, müssen Ausnahmen und Befreiungen als 

Korrektiv gestärkt werden, nicht geschwächt. 

 

17. Anmerkungen zu § 74 BNatSchG-E: 

Übergangsregelungen sind zwingend erforderlich. Bereits laufende Genehmigungs-, 

Planungs-, Kompensations- und Bewirtschaftungsverfahren dürfen nicht nachträglich 

durch neue Anforderungen belastet werden. 

Für Landwirtschaftsbetriebe braucht es Vertrauensschutz. Bestehende Pachtverträge, 

Investitionsentscheidungen, Förderverpflichtungen, wasserwirtschaftliche 

Regelungen und Bewirtschaftungskonzepte dürfen nicht durch neue 

naturschutzrechtliche Kulissen oder Vorrangregelungen entwertet werden. 
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